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Völkerrecht durchgeführten Zusammenarbeit gegen grenz-
überschreitende Bedrohungen abhängt, 

in Bekräftigung der Pflicht aller Staaten, in ihren interna-
tionalen Beziehungen eine mit den Zielen und Grundsätzen der
Vereinten Nationen unvereinbare Androhung oder Anwen-
dung von Gewalt zu unterlassen und ihre internationalen Strei-
tigkeiten durch friedliche Mittel so beizulegen, dass der Welt-
friede, die internationale Sicherheit und die Gerechtigkeit
nicht gefährdet werden, und mit der Aufforderung an die Staa-
ten, die Annahme der Gerichtsbarkeit des Internationalen Ge-
richtshofs im Einklang mit seinem Statut zu erwägen, sofern
sie dies nicht bereits getan haben,

in der Überzeugung, dass die Tätigkeiten der Vereinten
Nationen und ihrer Mitgliedstaaten von der Förderung und
Achtung der Rechtsstaatlichkeit auf nationaler und internatio-
naler Ebene sowie von Gerechtigkeit und guter Regierungs-
führung geleitet sein sollen,

1. ersucht den Generalsekretär, die Auffassungen der
Mitgliedstaaten zu Angelegenheiten, die mit den in dieser Re-
solution behandelten Fragen zusammenhängen, einzuholen
und auf der zweiundsechzigsten Tagung einen Bericht darüber
vorzulegen;

2. ersucht den Generalsekretär außerdem, zur Vorlage
auf ihrer dreiundsechzigsten Tagung ein Verzeichnis der ge-
genwärtig von den verschiedenen Organen, Gremien, Büros,
Hauptabteilungen, Fonds und Programmen des Systems der
Vereinten Nationen unternommenen Aktivitäten zur Förde-
rung der Rechtsstaatlichkeit auf nationaler und internationaler
Ebene zu erstellen und der Generalversammlung zur Behand-
lung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung einen Zwischenbe-
richt darüber vorzulegen;

3. ersucht den Generalsekretär ferner, nach Einholung
der Auffassungen der Mitgliedstaaten einen Bericht zu erstel-
len und auf ihrer dreiundsechzigsten Tagung vorzulegen, der
Mittel und Wege zur Stärkung und Koordinierung der Aktivi-
täten aufzeigt, die in dem nach Ziffer 2 zu erstellenden Ver-
zeichnis aufgeführt sind, unter besonderer Berücksichtigung
der Wirksamkeit der Hilfe, die die Staaten beantragen können,
um Kapazitäten zur Förderung der Rechtsstaatlichkeit auf na-
tionaler und internationaler Ebene aufzubauen;

4. fordert den Generalsekretär nachdrücklich auf, mit
Vorrang den Bericht über die Schaffung einer Gruppe zur Un-
terstützung der Rechtsstaatlichkeit innerhalb des Sekretariats
gemäß Ziffer 134 e) des Ergebnisses des Weltgipfels 200567

vorzulegen; 

5. beschließt, den Punkt „Rechtsstaatlichkeit auf natio-
naler und internationaler Ebene“ in die vorläufige Tagesord-
nung ihrer zweiundsechzigsten Tagung aufzunehmen, und
empfiehlt dem Sechsten Ausschuss, ab der zweiundsechzig-
sten Tagung nach Konsultationen unter den Mitgliedstaaten
jährlich ein oder zwei Unterthemen auszuwählen, um auf der

folgenden Tagung eine zielgerichtete Erörterung zu ermögli-
chen, unbeschadet der Behandlung des Punktes als Ganzes.

RESOLUTION 61/40

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 4. Dezember 2006, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/457, Ziff. 11)68.

61/40. Maßnahmen zur Beseitigung des internationalen
Terrorismus

Die Generalversammlung,

geleitet von den Zielen und Grundsätzen der Charta der
Vereinten Nationen, 

in Bekräftigung der am 8. September 2006 verabschiedeten
Weltweiten Strategie der Vereinten Nationen zur Bekämpfung
des Terrorismus69 in allen ihren Aspekten, mit der der allge-
meine Rahmen für die Maßnahmen der internationalen Ge-
meinschaft zur wirksamen Bekämpfung der Geißel des Terro-
rismus in allen seinen Arten und Erscheinungsformen gestärkt
wurde,

unter Hinweis auf die Erklärung anlässlich des fünfzigsten
Jahrestags der Vereinten Nationen70,

sowie unter Hinweis auf die Millenniums-Erklärung der
Vereinten Nationen71,

ferner unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels
200572 und insbesondere den Abschnitt über Terrorismus be-
kräftigend,

unter Hinweis auf die in der Anlage zur Resolution 49/60
der Generalversammlung vom 9. Dezember 1994 enthaltene
Erklärung über Maßnahmen zur Beseitigung des internationa-
len Terrorismus sowie die in der Anlage zur Resolution 51/210
vom 17. Dezember 1996 enthaltene Zusatzerklärung zu der Er-
klärung von 1994 über Maßnahmen zur Beseitigung des inter-
nationalen Terrorismus, 

sowie unter Hinweis auf alle Resolutionen der Generalver-
sammlung über Maßnahmen zur Beseitigung des internationa-
len Terrorismus und alle Resolutionen des Sicherheitsrats über
Bedrohungen des Weltfriedens und der internationalen Sicher-
heit durch terroristische Handlungen, 

überzeugt, dass es wichtig ist, dass die Generalversamm-
lung als universales Organ mit entsprechender Zuständigkeit
sich mit Maßnahmen zur Beseitigung des internationalen Ter-
rorismus befasst,

zutiefst beunruhigt darüber, dass weltweit nach wie vor ter-
roristische Handlungen verübt werden,

67 Siehe Resolution 60/1.

68 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vertreter Kanadas im Namen des Präsidiums im Ausschuss vorgelegt.
69 Resolution 60/288.
70 Siehe Resolution 50/6.
71 Siehe Resolution 55/2.
72 Siehe Resolution 60/1. 
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erneut nachdrücklich die abscheulichen Terrorakte verur-
teilend, die zu ungeheuren Verlusten an Menschenleben, Zer-
störungen und Sachschäden geführt haben, namentlich dieje-
nigen, auf die die Generalversammlung mit der Verabschie-
dung ihrer Resolution 56/1 vom 12. September 2001 und der
Sicherheitsrat mit der Verabschiedung seiner Resolutionen
1368 (2001) vom 12. September 2001, 1373 (2001) vom
28. September 2001 und 1377 (2001) vom 12. November 2001
reagiert haben, sowie diejenigen, die seit der Verabschiedung
der letztgenannten Resolution verübt wurden, 

unter Hinweis auf die nachdrückliche Verurteilung des
grauenhaften und gezielten Anschlags auf das Hauptquartier
der Hilfsmission der Vereinten Nationen für Irak am 19. Au-
gust 2003 in Bagdad, wie sie in ihrer Resolution 57/338 vom
15. September 2003 und in der Resolution 1502 (2003) des Si-
cherheitsrats vom 26. August 2003 zum Ausdruck gebracht
wurde, 

bekräftigend, dass die Staaten sicherstellen müssen, dass
jede Maßnahme, die sie zur Bekämpfung des Terrorismus er-
greifen, mit allen ihren Verpflichtungen nach dem Völkerrecht
im Einklang steht, und dass sie diese Maßnahmen im Einklang
mit dem Völkerrecht, insbesondere den internationalen Men-
schenrechten, dem Flüchtlingsvölkerrecht und dem humanitä-
ren Völkerrecht, ergreifen müssen,

betonend, dass es notwendig ist, die internationale Zusam-
menarbeit zwischen Staaten und zwischen internationalen Or-
ganisationen und Einrichtungen, regionalen Organisationen
und Abmachungen und den Vereinten Nationen weiter zu stär-
ken, um den Terrorismus in allen seinen Arten und Erschei-
nungsformen, gleichviel wo und von wem er begangen wird,
zu verhüten, zu bekämpfen und zu beseitigen, im Einklang mit
den Grundsätzen der Charta, des Völkerrechts und der ein-
schlägigen internationalen Übereinkünfte, 

Kenntnis nehmend von der Rolle, die dem Ausschuss des
Sicherheitsrats nach Resolution 1373 (2001) betreffend die
Bekämpfung des Terrorismus dabei zukommt, die Durchfüh-
rung der genannten Resolution zu überwachen, namentlich die
Ergreifung der erforderlichen finanziellen, rechtlichen und
technischen Maßnahmen durch die Staaten und die Ratifika-
tion oder Annahme der einschlägigen internationalen Überein-
künfte und Protokolle, 

eingedenk der Notwendigkeit, die Rolle der Vereinten Na-
tionen und der zuständigen Sonderorganisationen bei der Be-
kämpfung des internationalen Terrorismus zu stärken, sowie
der Vorschläge des Generalsekretärs im Hinblick auf die Stär-
kung der diesbezüglichen Rolle der Organisation, 

sowie eingedenk der unbedingten Notwendigkeit, die in-
ternationale, regionale und subregionale Zusammenarbeit zu
stärken, um so die Kapazitäten der einzelnen Staaten zur Ver-
hütung und wirksamen Bekämpfung des internationalen Ter-
rorismus in allen seinen Arten und Erscheinungsformen aus-
zubauen, 

mit der erneuten Aufforderung an die Staaten, den Anwen-
dungsbereich der bestehenden völkerrechtlichen Bestimmun-
gen über die Verhütung, Bekämpfung und Beseitigung des
Terrorismus in allen seinen Arten und Erscheinungsformen

dringend zu überprüfen, um sicherzustellen, dass es einen um-
fassenden rechtlichen Rahmen gibt, der alle Aspekte der Frage
erfasst, 

betonend, dass Toleranz und der Dialog zwischen den Kul-
turen sowie eine verstärkte interreligiöse und interkulturelle
Verständigung zu den wichtigsten Faktoren gehören, wenn es
darum geht, die Zusammenarbeit und den Erfolg bei der Be-
kämpfung des Terrorismus zu fördern, und die verschiedenen
diesbezüglichen Initiativen begrüßend,

erneut erklärend, dass eine terroristische Handlung unter
keinen Umständen gerechtfertigt werden kann, 

unter Hinweis auf die Resolution 1624 (2005) des Sicher-
heitsrats vom 14. September 2005 und eingedenk dessen, dass
die Staaten sicherstellen müssen, dass jede Maßnahme, die sie
zur Bekämpfung des Terrorismus ergreifen, mit ihren Ver-
pflichtungen nach dem Völkerrecht im Einklang steht, insbe-
sondere mit den internationalen Menschenrechten, dem
Flüchtlingsvölkerrecht und dem humanitären Völkerrecht,

Kenntnis nehmend von den jüngsten Entwicklungen und
Initiativen auf internationaler, regionaler und subregionaler
Ebene zur Verhütung und Bekämpfung des internationalen
Terrorismus, unter anderem denjenigen der Afrikanischen
Union, des ASEAN-Regionalforums, der Asiatisch-Pazifi-
schen Wirtschaftlichen Zusammenarbeit, des Bali-Prozesses
zur Terrorismusbekämpfung, der Bewegung der nichtgebun-
denen Länder, der Entwicklungsgemeinschaft des südlichen
Afrika, der Europa-Mittelmeer-Partnerschaft, der Europäi-
schen Freihandelsassoziation, der Europäischen Union, des
Europarats, des Gemeinsamen Marktes für das östliche und
südliche Afrika, der Gruppe der Acht, des Kooperationsrats
der Arabischen Golfstaaten, der Internationalen Seeschiff-
fahrts-Organisation, der Internationalen Zivilluftfahrt-Organi-
sation, der Liga der arabischen Staaten, der Nordatlantikver-
trags-Organisation, der Organisation der amerikanischen
Staaten, der Organisation der Islamischen Konferenz, der Or-
ganisation des Vertrags über kollektive Sicherheit, der Orga-
nisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, der Or-
ganisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung, des Pazifikinsel-Forums, der Shanghaier Organisation
für Zusammenarbeit, des Verbands Südostasiatischer Natio-
nen, der Weltzollorganisation, der Wirtschaftsgemeinschaft
der westafrikanischen Staaten, des Zentralamerikanischen In-
tegrationssystems und der Zwischenstaatlichen Behörde für
Entwicklung, 

sowie Kenntnis nehmend von den Anstrengungen zur Ver-
hütung, Bekämpfung und Beseitigung des Terrorismus in allen
seinen Arten und Erscheinungsformen, gleichviel wo und von
wem er begangen wird, die auf regionaler Ebene, insbesondere
durch die Ausarbeitung und Einhaltung regionaler Überein-
künfte, unternommen werden, 

unter Hinweis auf ihren in den Resolutionen 54/110 vom
9. Dezember 1999, 55/158 vom 12. Dezember 2000, 56/88
vom 12. Dezember 2001, 57/27 vom 19. November 2002,
58/81 vom 9. Dezember 2003, 59/46 vom 2. Dezember 2004
und 60/43 vom 8. Dezember 2005 gefassten Beschluss, dass
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sich der Ad-hoc-Ausschuss nach Resolution 51/210 der Gene-
ralversammlung vom 17. Dezember 1996 mit der Frage der
Einberufung einer Konferenz auf hoher Ebene unter der
Schirmherrschaft der Vereinten Nationen zur Ausarbeitung
konzertierter gemeinsamer Antwortmaßnahmen der interna-
tionalen Gemeinschaft auf den Terrorismus in allen seinen Ar-
ten und Erscheinungsformen befassen und sie auf seiner Ta-
gesordnung belassen soll, 

sowie unter Hinweis auf das am 16. September 2006 in Ha-
vanna verabschiedete Schlussdokument der vierzehnten Kon-
ferenz der Staats- und Regierungschefs der nichtgebundenen
Länder, in dem die gemeinsame Position der Bewegung der
nichtgebundenen Länder zum Terrorismus wiederholt und ih-
re vorherige Initiative73 bekräftigt wurde, mit der zur Einberu-
fung einer internationalen Gipfelkonferenz unter der Schirm-
herrschaft der Vereinten Nationen zur Ausarbeitung konzer-
tierter gemeinsamer Antwortmaßnahmen der internationalen
Gemeinschaft auf den Terrorismus in allen seinen Arten und
Erscheinungsformen aufgerufen wurde, sowie auf andere ein-
schlägige Initiativen,

im Bewusstsein ihrer Resolutionen 57/219 vom 18. De-
zember 2002, 58/187 vom 22. Dezember 2003, 59/191 vom
20. Dezember 2004 und 60/158 vom 16. Dezember 2005, 

nach Prüfung des Berichts des Generalsekretärs74, des Be-
richts des Ad-hoc-Ausschusses nach Resolution 51/21075 und
des mündlichen Berichts des Vorsitzenden der während der
einundsechzigsten Tagung der Generalversammlung durch
den Sechsten Ausschuss eingesetzten Arbeitsgruppe76,

1. verurteilt nachdrücklich alle Handlungen, Methoden
und Praktiken des Terrorismus in allen seinen Arten und Er-
scheinungsformen, gleichviel wo und von wem sie begangen
werden, als kriminell und nicht zu rechtfertigen; 

2. fordert alle Mitgliedstaaten, die Vereinten Nationen
und andere in Betracht kommende internationale, regionale
und subregionale Organisationen auf, die Weltweite Strategie
der Vereinten Nationen zur Bekämpfung des Terrorismus69 in
allen ihren Aspekten auf internationaler, regionaler, subregio-
naler und nationaler Ebene unverzüglich umzusetzen, nament-
lich durch die Mobilisierung von Ressourcen und Sachver-
stand; 

3. verweist auf die ausschlaggebende Rolle der Gene-
ralversammlung bei der Weiterverfolgung der Umsetzung und
Aktualisierung der Strategie, verweist in diesem Zusammen-
hang außerdem auf ihre Bitte an den Generalsekretär, zu den
künftigen Beratungen der Generalversammlung beizutragen,
und ersucht ihn, dabei Informationen über die Aktivitäten in-
nerhalb des Sekretariats vorzulegen, die darauf gerichtet sind,

die Gesamtkoordinierung und -kohärenz der Maßnahmen des
Systems der Vereinten Nationen zur Terrorismusbekämpfung
zu gewährleisten; 

4. erklärt erneut, dass kriminelle Handlungen, die dazu
gedacht oder darauf angelegt sind, die breite Öffentlichkeit, ei-
nen bestimmten Personenkreis oder bestimmte Personen zu
politischen Zwecken in Terror zu versetzen, unter keinen Um-
ständen zu rechtfertigen sind, gleichviel welche politischen,
weltanschaulichen, ideologischen, rassischen, ethnischen, re-
ligiösen oder sonstigen Erwägungen zu ihrer Rechtfertigung
geltend gemacht werden; 

5. fordert alle Staaten erneut auf, im Einklang mit der
Charta der Vereinten Nationen und den entsprechenden Be-
stimmungen des Völkerrechts, einschließlich der internationa-
len Menschenrechtsnormen, weitere Maßnahmen zu beschlie-
ßen, um Terrorismus zu verhüten und die internationale Zu-
sammenarbeit bei der Bekämpfung des Terrorismus zu stär-
ken, und zu diesem Zweck insbesondere die Ergreifung der in
der Ziffer 3 a) bis f) der Resolution 51/210 dargelegten Maß-
nahmen zu erwägen; 

6. fordert alle Staaten außerdem erneut auf, im Hinblick
auf die effizientere Umsetzung der einschlägigen Rechtsin-
strumente nach Bedarf und soweit angezeigt verstärkt Infor-
mationen über Tatsachen im Zusammenhang mit dem Terro-
rismus auszutauschen und dabei die Verbreitung ungenauer
oder nicht nachgeprüfter Informationen zu vermeiden; 

7. fordert die Staaten erneut auf, terroristische Aktivi-
täten weder zu finanzieren, zu begünstigen, dafür auszubilden
noch auf andere Weise zu unterstützen; 

8. fordert die Staaten nachdrücklich auf, sicherzustel-
len, dass ihre Staatsangehörigen oder andere Personen und
Einrichtungen in ihrem Hoheitsgebiet, die vorsätzlich Gelder
zu Gunsten von Personen oder Einrichtungen bereitstellen
oder sammeln, die terroristische Handlungen begehen oder zu
begehen versuchen, sich an deren Begehung beteiligen oder
diese erleichtern, mit Strafen belegt werden, die der Schwere
dieser Taten entsprechen; 

9. erinnert die Staaten daran, dass sie nach den einschlä-
gigen internationalen Übereinkünften und Protokollen sowie
den Resolutionen des Sicherheitsrats, namentlich Resolution
1373 (2001), verpflichtet sind, sicherzustellen, dass die Urhe-
ber terroristischer Handlungen vor Gericht gestellt werden; 

10. erklärt erneut, dass die internationale Zusammenar-
beit sowie die Maßnahmen der Staaten zur Bekämpfung des
Terrorismus im Einklang mit den Grundsätzen der Charta,
dem Völkerrecht und den einschlägigen internationalen Über-
einkünften stehen sollen; 

11. verweist auf die Verabschiedung des Internationalen
Übereinkommens zur Bekämpfung nuklearterroristischer
Handlungen77, der Änderung des Übereinkommens über den

73 Siehe A/53/667-S/1998/1071, Anlage I, Ziff. 149-162. 
74 A/61/210 und Add.1 und 2. Siehe auch A/61/178.
75 Official Records of the General Assembly, Sixty-first Session, Supple-
ment No. 37 (A/61/37). 
76 Ebd., Sixty-first Session, Sixth Committee, 10. Sitzung
(A/C.6/61/SR.10) und Korrigendum.

77 Resolution 59/290, Anlage. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 2007 II
S. 1586; öBGBl. III Nr. 77/2007.
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physischen Schutz von Kernmaterial78, des Protokolls von
2005 zum Übereinkommen zur Bekämpfung widerrechtlicher
Handlungen gegen die Sicherheit der Seeschifffahrt79 und des
Protokolls von 2005 zu dem Protokoll zur Bekämpfung wider-
rechtlicher Handlungen gegen die Sicherheit fester Plattfor-
men, die sich auf dem Festlandsockel befinden80, und legt allen
Staaten eindringlich nahe, mit Vorrang zu erwägen, Vertrags-
parteien dieser Rechtsinstrumente zu werden; 

12. legt allen Staaten eindringlich nahe, sofern sie noch
nicht Vertragspartei der in Ziffer 6 der Resolution 51/210 der
Generalversammlung genannten einschlägigen Übereinkünfte
und Protokolle sowie des Internationalen Übereinkommens
zur Bekämpfung terroristischer Bombenanschläge81, des Inter-
nationalen Übereinkommens zur Bekämpfung der Finanzie-
rung des Terrorismus82, des Internationalen Übereinkommens
zur Bekämpfung nuklearterroristischer Handlungen und der
Änderung des Übereinkommens über den physischen Schutz
von Kernmaterial geworden sind, dies mit Vorrang und im
Einklang mit den Resolutionen des Sicherheitsrats 1373
(2001) sowie 1566 (2004) vom 8. Oktober 2004 zu erwägen,
und fordert alle Staaten auf, nach Bedarf diejenigen innerstaat-
lichen Rechtsvorschriften zu erlassen, die zur Umsetzung der
Bestimmungen dieser Übereinkünfte und Protokolle erforder-
lich sind, sicherzustellen, dass die Zuständigkeit ihrer Gerichte
es ihnen ermöglicht, die Urheber terroristischer Handlungen
vor Gericht zu stellen, und zu diesem Zweck mit anderen Staa-
ten und zuständigen internationalen und regionalen Organisa-
tionen zusammenzuarbeiten und ihnen Unterstützung und Hil-
fe zu gewähren;

13. legt den Staaten eindringlich nahe, mit dem General-
sekretär, miteinander sowie mit interessierten zwischenstaat-
lichen Organisationen zusammenzuarbeiten, um sicherzustel-
len, gegebenenfalls im Rahmen der bestehenden Mandate,
dass den Staaten, die Hilfe benötigen und beantragen, um Ver-
tragsparteien der in Ziffer 12 genannten Übereinkünfte und
Protokolle zu werden und diese durchzuführen, technische und
sonstige sachverständige Beratung zuteil wird; 

14. stellt mit Dank und Befriedigung fest, dass in Über-
einstimmung mit der Aufforderung in den Ziffern 9 und 10 der
Resolution 60/43 eine Reihe von Staaten Vertragsparteien der
dort genannten einschlägigen Übereinkünfte und Protokolle

geworden sind, in Verwirklichung des Ziels einer breiteren
Annahme und Durchführung dieser Übereinkünfte; 

15. bekräftigt die Erklärung über Maßnahmen zur Besei-
tigung des internationalen Terrorismus sowie die Zusatzerklä-
rung zu der Erklärung von 1994 über Maßnahmen zur Besei-
tigung des internationalen Terrorismus und fordert alle Staaten
auf, sie umzusetzen; 

16. fordert alle Staaten auf, zusammenzuarbeiten, um
terroristische Handlungen zu verhüten und zu bekämpfen; 

17. fordert alle Staaten und den Generalsekretär nach-
drücklich auf, bei ihren Anstrengungen zur Verhütung des in-
ternationalen Terrorismus den bestmöglichen Nutzen aus den
bestehenden Institutionen der Vereinten Nationen zu ziehen; 

18. ersucht die Unterabteilung Terrorismusverhütung
des Büros der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbre-
chensbekämpfung in Wien, weitere Anstrengungen zu unter-
nehmen, um kraft ihres Mandats die Kapazitäten der Vereinten
Nationen auf dem Gebiet der Terrorismusverhütung auszu-
bauen, und erkennt im Zusammenhang mit der Weltweiten
Strategie der Vereinten Nationen zur Bekämpfung des Terro-
rismus und mit Resolution 1373 (2001) des Sicherheitsrats die
Rolle an, die ihr dabei zufällt, den Staaten behilflich zu sein,
Vertragsparteien der einschlägigen internationalen Überein-
künfte und Protokolle betreffend den Terrorismus, einschließ-
lich der in jüngster Zeit verabschiedeten, zu werden und diese
durchzuführen, und die Mechanismen der internationalen Zu-
sammenarbeit in Strafsachen im Zusammenhang mit dem Ter-
rorismus zu stärken, so auch durch den Aufbau nationaler Ka-
pazitäten; 

19. begrüßt es, dass das Sekretariat die zweite Ausgabe
der International Instruments related to the Prevention and
Suppression of International Terrorism (Internationale
Rechtsinstrumente betreffend die Verhütung und Bekämpfung
des internationalen Terrorismus)83, die von der Abteilung Ko-
difizierung des Sekretariats-Bereichs Rechtsangelegenheiten
gemäß Ziffer 10 a) der Erklärung über Maßnahmen zur Besei-
tigung des internationalen Terrorismus ausgearbeitet wurde, in
Englisch und Französisch veröffentlicht hat, und erachtet es
als sinnvoll, die Möglichkeit der Veröffentlichung künftiger
Ausgaben in allen Amtssprachen zu prüfen;

20. bittet die regionalen zwischenstaatlichen Organisa-
tionen, dem Generalsekretär Informationen über die von ihnen
auf regionaler Ebene getroffenen Maßnahmen zur Beseitigung
des internationalen Terrorismus sowie über die von diesen Or-
ganisationen abgehaltenen zwischenstaatlichen Tagungen
vorzulegen; 

21. nimmt Kenntnis von den Fortschritten, die bei der
Ausarbeitung des Entwurfs eines umfassenden Übereinkom-
mens über den internationalen Terrorismus auf den Tagungen
des Ad-hoc-Ausschusses nach Resolution 51/210 der General-
versammlung vom 17. Dezember 1996 und der während der
einundsechzigsten Tagung der Generalversammlung durch

78 Am 8. Juli 2005 von der Konferenz zur Prüfung vorgeschlagener Än-
derungen des Übereinkommens über den physischen Schutz von Kern-
material verabschiedet.
79 Am 14. Oktober 2005 von der Diplomatischen Konferenz zur Änderung
der Verträge zur Bekämpfung widerrechtlicher Handlungen verabschie-
det (LEG/CONF.15/21).
80 Am 14. Oktober 2005 von der Diplomatischen Konferenz zur Änderung
der Verträge zur Bekämpfung widerrechtlicher Handlungen verabschie-
det (LEG/CONF.15/22).
81 United Nations, Treaty Series, Vol. 2149, Nr. 37517. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 2002 II S. 2506; LGBl. 2002 Nr. 189; öBGBl. III
Nr. 168/2001; AS 2004 2521.
82 Ebd., Vol. 2178, Nr. 38349. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 2003 II
S. 1923; LGBl. 2003 Nr. 170; öBGBl. III Nr. 102/2002; AS 2004 2535. 83 United Nations publication, Sales No. E.03.V.9.
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den Sechsten Ausschuss eingesetzten Arbeitsgruppe erzielt
wurden, und begrüßt die fortgesetzten Bemühungen zu diesem
Zweck;

22. beschließt, dass der Ad-hoc-Ausschuss die Erarbei-
tung des Entwurfs eines umfassenden Übereinkommens über
den internationalen Terrorismus beschleunigt fortsetzen und
die mit Resolution 54/110 der Generalversammlung auf seine
Tagesordnung gesetzte Frage der Einberufung einer Konfe-
renz auf hoher Ebene unter der Schirmherrschaft der Vereinten
Nationen weiter erörtern wird;

23. beschließt außerdem, dass der Ad-hoc-Ausschuss am
5., 6. und 15. Februar 2007 tagen wird, um das in Ziffer 22 ge-
nannte Mandat zu erfüllen;

24. ersucht den Generalsekretär, dem Ad-hoc-Ausschuss
auch weiterhin die erforderlichen Einrichtungen zur Verfü-
gung zu stellen, damit er seine Arbeit wahrnehmen kann;

25. ersucht den Ad-hoc-Ausschuss, der Generalver-
sammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung Bericht zu er-
statten, sofern der Entwurf eines umfassenden Übereinkom-
mens über den internationalen Terrorismus fertiggestellt wird;

26. ersucht den Ad-hoc-Ausschuss außerdem, der Gene-
ralversammlung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung über
den Stand der Erfüllung seines Mandats Bericht zu erstatten;

27. beschließt, den Punkt „Maßnahmen zur Beseitigung
des internationalen Terrorismus“ in die vorläufige Tagesord-
nung ihrer zweiundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 61/41

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 4. Dezember 2006, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/461, Ziff. 8)84.

61/41. Bericht des Ausschusses für die Beziehungen zum
Gastland

Die Generalversammlung,

nach Behandlung des Berichts des Ausschusses für die Be-
ziehungen zum Gastland85, 

unter Hinweis auf Artikel 105 der Charta der Vereinten Na-
tionen, das Übereinkommen über die Vorrechte und Immuni-
täten der Vereinten Nationen86, das Abkommen zwischen den
Vereinten Nationen und den Vereinigten Staaten von Amerika
über den Amtssitz der Vereinten Nationen87 sowie die Verant-
wortlichkeiten des Gastlandes,

sowie unter Hinweis darauf, dass der Ausschuss im Ein-
klang mit Ziffer 7 der Resolution 2819 (XXVI) der General-

versammlung vom 15. Dezember 1971 Fragen, die im Zusam-
menhang mit der Durchführung des Abkommens zwischen
den Vereinten Nationen und den Vereinigten Staaten von
Amerika über den Amtssitz der Vereinten Nationen auftreten,
prüfen und das Gastland diesbezüglich beraten soll,

in der Erwägung, dass die zuständigen Behörden des Gast-
landes auch weiterhin wirksame Maßnahmen ergreifen sollen,
um insbesondere alle Handlungen zu verhindern, welche die
Sicherheit der Vertretungen und ihres Personals beeinträchti-
gen,

1. schließt sich den Empfehlungen und Schlussfolge-
rungen des Ausschusses für die Beziehungen zum Gastland in
Ziffer 86 seines Berichts85 an;

2. ist der Auffassung, dass die Aufrechterhaltung ange-
messener Bedingungen für ein normales Arbeiten der bei den
Vereinten Nationen akkreditierten Delegationen und Vertre-
tungen und die sehr wichtige Frage der Achtung ihrer Vorrech-
te und Immunitäten im Interesse der Vereinten Nationen und
aller Mitgliedstaaten liegen, ersucht das Gastland, auch künf-
tig möglicherweise auftretende Probleme auf dem Verhand-
lungsweg zu lösen und alles Erforderliche zu tun, um jede Stö-
rung der Tätigkeit der Vertretungen zu verhindern, und fordert
das Gastland nachdrücklich auf, auch künftig angemessene
Maßnahmen zur Gewährleistung der Achtung der diplomati-
schen Vorrechte und Immunitäten zu treffen, wie etwa Schu-
lungen von Polizei-, Sicherheits-, Zoll- und Grenzkontrollbe-
amten, und im Falle von Verstößen sicherzustellen, dass diese
im Einklang mit den anwendbaren Rechtsvorschriften ord-
nungsgemäß untersucht werden und Abhilfe geschaffen wird;

3. nimmt Kenntnis von den Problemen, die einige Stän-
dige Vertretungen im Zusammenhang mit der Durchführung
des Programms für das Parken diplomatischer Fahrzeuge88 hat-
ten, und wird mit der Angelegenheit befasst bleiben, um si-
cherzustellen, dass das Parkprogramm auch künftig ordnungs-
gemäß auf faire, nichtdiskriminierende, wirksame und demzu-
folge völkerrechtskonforme Weise durchgeführt wird, nimmt
außerdem Kenntnis von dem Beschluss des Ausschusses, wäh-
rend der einundsechzigsten Tagung der Generalversammlung
eine erneute Überprüfung der Durchführung des Programms
vorzunehmen, und wird ihrem Ergebnis entsprechend weiter
verfahren;

4. ersucht das Gastland, die Aufhebung der verbleiben-
den Reisebeschränkungen zu erwägen, stellt fest, dass einige
der Reisebeschränkungen, die das Gastland den Bediensteten
bestimmter Vertretungen und den Bediensteten des Sekretari-
ats mit bestimmter Staatsangehörigkeit zu einem früheren
Zeitpunkt auferlegt hatte, während des Berichtszeitraums auf-
gehoben wurden, und nimmt in diesem Zusammenhang
Kenntnis von den im Bericht des Ausschusses wiedergegebe-
nen Standpunkten der betroffenen Staaten sowie von den
Standpunkten des Generalsekretärs und des Gastlandes;

5. stellt fest, dass der Ausschuss von dem Gastland er-
wartet, dass es sich gemäß Artikel IV Abschnitt 11 des Ab-

84 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Bulgarien, Costa Rica, Côte d’Ivoire, Kanada
und Zypern.
85 Official Records of the General Assembly, Sixty-first Session, Supple-
ment No. 26 (A/61/26).
86 Resolution 22 A (I). Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1980 II S. 941;
LGBl. 1993 Nr. 66; öBGBl. Nr. 126/1957.
87 Siehe Resolution 169 (II). 88 A/AC.154/355, Anlage. 




